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In Teil II Nr. 22, ausgegeben am 4. August 1962, sind veröffentlicht: Gesetz zu dem Abkommen vom 1. Juni 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Errichtung nebenein­
anderliegender Grenzabfertigungsstellen und die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt. - Gesetz 
zu dom Protokoll vom 21. Juni 1Y61 zur Änderung des Abkommens vom 7. Dezember 1944 über die Internationale 
Zivilluftfahrt (2. Änderung des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt). - Erste Verordnung zur Ände­
rung der Verordnung über gefährliche Seefrachtgüter (A.ndert Bundesgesetzbl. III 9512-6.). -- Bekanntmachung über 
den Geltungsbereich des Ubereinkommens zur Errichtung einer internationalen Organisation für das gesetzliche Meß­
wesen (Inkrnfltreten für das Vcreinjgte Königreich und die Vereinigte Arabische Republik). - Bekanntmachung über 
den Geltungsbereich der Berner Ubcreinkunft zum Schutze von ·werken der Literatur und Kunst (Weitergeltung für 
Mali und Kongo [Brazwville]). - Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Abkommen über den Internationalen 
\,Vährungsfonds und über clie Intc:rnulionale Bunk für \tViederaufbau und Entwicklung (Inkrafttreten für Liberia). -
Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Internationalen Ubereinkommens für die Schaffung eines Inter­
nationalen Tierseuchenamts in Paris (Anwendung auf Rhodesien und Njassaland). 

In Teil II Nr. 23, ausgegeben am 9. August 1962, sind veröffentlicht: Veröffentlichungen der Europäischen Gemein­
schaften (Nachrichtlicher Abdruck). 
Die Kommission der Europäischen WirtschaftsgE!meinschaft - Verordnung Nr. 27: Erste Ausführungsverordnung zur 
Verordnung Nr. 17 des Rats. 
Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - Verordnung Nr. 28 zur Durchführung einer Lohnerhebung. 
Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeim;chaft - Verordnung Nr. 29 über bestimmte Ubergangsbestim­
mungen für Weizenmehlausfuhren. 
Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - Verordnung Nr. 30 zur Bestimmung der Merkmale des 
Weizens, der als Hartweizen bezeichnet werden kann. 
Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Rat der Europäischen Atomgemeinschaft - Vernrdnung 
Nr. 32 (EWG) 12 (EAG) zur Festlegung der Bestimmungen und des Verfahrens für die Erhebung der in Artikel 12 
Absatz 1 der Protokolle über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft vorgesehenen Steuer zugunsten der Gemeinschaft. 
Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - Verordnung Nr. 33 über die Festsetzung· der Futtergetreide­
menge, die zur Erzeugung von einem Kilogramm geschlachtete Jungmasthühner erforderlich ist. 
Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - Verordnung Nr. 34 über die Festsetzung des Einschleusungs­
preises für zum Verlmmch bestimmte Hühnereier in der Schale. 
Der Rat der Europäiischen Wirtschaftsgemeinschaft Verordnung Nr. 35 über die Festsetzung des Einschleusungs-
preises für geschlachtete Jungmasthühner. 
Der Rat der Europäischen \,Virtschaftsgcmeinschaft Verordnung Nr. 36 über die Festsetzung der Futtergetreide­
menge, die zur Erzeugung von einem Kilogramm zum Verbrauch bestimmter Hühnereier in der Schale erforderlich ist. 
Der Ra.t der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - Verordnung Nr. 37 über die Kriterien für die Festsetzung der 
Schwellenpreise für bestimmte Arten von Mehl, Grobgrieß und Feingrieß. - Verordnung Nr. 38 über die Festsetzung 
der für die Erzeugung von einem Kilogramm Enteneier, Puteneier, Gänseeier und Perlhühnereier in der Schale, die 
zum Verbrauch bestimmt sind, erforderlichen Futtergetreidemenge. - Verordnung Nr. 39 über die Festsetzung des 
Einschleusungspreises für Enteneier, Puteneier, Gänseeier und Perlhühnereier in der Schale, die zum Verbrauch be­
stimmt sind. - Verordnung Nr. 40 über die Festsetzung des Einschleusungspreises für geschlachtete Enten, Puten, 
Gänse, Perlhühner und Legehühner. Verordnung Nr. 41 über die Festsetzung der Futtergetreidemenge, die zur Er­
zeugung von einem Kilogramm geschlachtete Enten, Puten, Gänse, Perlhühner und Legehühner erforderlich ist. 
Der Rat der Europüischen Wirtschaftsgemeinschaft - Verordnung Nr. 42 über die Festsetzung der für di~ Erzeugung von 
einem Kilogramm Bruteier von Hausgeflügel erforderlichen Futtergetreidemenge. - Verordnung Nr. 43 über die Aus­
fuhr von lebenden oder geschlachlelen Schweinen durch das Großherzogtum Luxemburg. - Verordnung Nr. 44 über 
die Festsetzung der für geschlachtete Hühner in dem Fall gemäß Artikel 3 Absatz (2) der Verordnung Nr. 22 des Rats 
geltenden innergemcinschafllichcn Abschöpfungsbetrü9e. -- Verordnunq Nr. 45 über die Festsetzung des Einschleu­
sungsprc~ises für Bruteier von Hausw"llügel. - Verordnung Nr. 46 über das Verfahren zur Festsetzung der inner­
gemeinschafllichen Abschüpfungsbeträ9e und der Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten Ländern für lebendes Haus­
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 Gramm. -- Verordnung Nr. 47 über die Festsetzung des Einschleu­
sungspreises g<~gcnübcr dritten Uindern für geschlachtete Schweine, - Verordnung Nr. 48 über die Kriterien für die 
Festsetzung der Pauschbetrüge für bestimmte Arten von Gelreidc, Mehl, Grob- und Feingrieß. - Verordnung Nr. 49 
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z1ir_ A ncluung des Zeifpunkts für den Beginn der Anwendung bestimmter Akte betreffend die gemeinsame Agrar­
pohl1l<. --- Verordnung Nr. 50 über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge für geschlach­
tete Schweine. -- Verordnur19 Nr. 51 über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge gegtJnüber dritten Ländern für 
g_c,schl,ichLcte :::;c11wcine_), -- Verordnung Nr. 52 über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge 
tur lelJ_c~n<le Schwc'.inc. - Verordnun~J Nr. 53 über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten Län-
dern J ur Jc!bcndc Schweine. · 
Der Ral der Europüiscrwn Wirlschctflsgemeinschaft -- Verordnung Nr. 54 über die Kriterien für die Festlegung der 
Prdmicnsfüzc bei Cclrcidecinfuhren aus dritten Ländern. - Verordnung Nr. 55 über die Regelung für Getreidever­
arbci lun~r-:c,rze11~111is~;c!. -- Verordnung Nr. 56 über Beihilfen für die Erzeugung von Kartoffeln zur Stärkeherstellung 
und KartoffelsUi rk(\ sowie dr:,11 Hilndel mit diesen Erzeugnissen. - Verordnung Nr. 57 zur Änderung der Verordnung 
Nr. 20 des Rats. 

Der RiJI der Europ!.1isch(:n Wjrlschaftsgemeinschaft 
Nr. 17. 

Der Ral der E11rop;1isdwn Wirtschc1ftsgcmeinschaft 
Hinwc:is. 

Verordnung Nr. 59 betreffend die Änderung der Verordnung 

Änderung der Satzung des Währungsausschusses. 

Gesetz übe:r den Verkehr mit Düngemitteln 
(Düngemittelgesetz) 

Vom 14. August 1962 

D(:r Bundesli7CJ hat clus fol~Jcnde Gesetz be­
schlm;sen: 

§ 1 

(1) Diingcrnillc! im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Stoffe, die dazu bestimmt sind, unmittelbar 
oder mi.rtdbär Nul'.!pflanzen zugeführt zu 
werden, um ihr Vvachstum zu fördern oder 
ihren Ertrd9 zu erhöhen oder seine Quali­
tät zu verbessern, 

2. Bollcni Ltc~l und Bodenwirkstoffe. 

(2) Aus~Jcnornrncn sind 

1. Wu.sser, 

2. P11anl'.cnsdiulzmittd mit düngender Neben­
wirknnu, 

3. Stc1Jlmisl, Jauche, Kompost und andere 
Wirtsdwf!scJünqcr, Torf, Schlick und Sied­
lungsahfiillc wie Müll, Abwässer, Klär­
schlamm und Fäkalien, unvermischt oder 
milein,mder oder mit Wasser vermischt, 

4. Aufbereitungshilfsmittel 
Düng(~r. 

§ 2 

für organische 

(1) Dün9emittcl dürfen ~Jewerbsmäßig nur ange­
boten, foilgohalten, verkauft oder sonst in den Ver­
kehr gebrncht werden, wenn sie einem Düngemittel­
typ entsprechen, der durch Rechtsverordnung nach 
§ 3 zugelassen ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für Düngemittel, die zur Lieferung in Ge­
biete außcrl1ulb des Geltungsbereiches die­
ses Gesetzes bestimmt sind, 

2. für Blumendünger, wenn sie mit der An­
gabe „Blumendünger", und für Rasendün­
ger, wenn sie mit der Angabe „Rasendün­
ger" gekennzeichnet sind. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt­
schaft und Fornten (Bundesminister) läßt durch 
Rechlsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Typen von Düngemitteln zu, die 

1. geeignet sind, das Wachstum von Nutzpflan­
zen wesentlich zu fördern oder ihren Ertrag 
wesentlich zu erhöhen oder seine Qualität 
wesentlich zu verbessern, und 

2. bei sachgerechter Anwendung die Frucht­
barkeit des Bodens oder die Gesundheit 
von Menschen oder Haustieren nicht schä­
digen können. 

(2) Die Düngemitteltypen sind in der Rechtsver­
ordnung nach dem Gehalt an wertbestimmenden 
Bestandteilen mit den zulässigen Abweichungen 
festzulegen. Außerdem können hierbei die sonst für 
die Anwendung wesentlichen Eigenschaften, die 
Zusammensetzung, die Art der Herstellun-g und der 
Wirkung und die äußeren Merkmale zugrunde ge­
legt werden. 

(3) Der Bundesminister hat in der Reditsverord­
nung einzelne Düngemittel, die wegen ihrer Neben­
bestandteile gesundheitliche Gefahren für Menschen 
ode· Haustiere mit sich bringen können, von der 
Zulassung auszuschließen oder für den Gehalt an 
bestimmten Nebenbestandteilen Höchstmengen fest­
zusetzen. Er kann ferner zum Schutze des Verbrau­
chers vorschreiben, daß Düngemittel nur in Packun­
gen oder Behältnissen von bestimmter Art und mit 
bestimmter I~ennzeichnung in den Verkehr gebracht 
werden dürfen. 

§ 4 

(1) Wer ein Düngemittel eines durch Rechtsver­
ordnung nach § 3 Abs. 1 zugelassenen Typs gewerbs­
mäßig veräußert, hat dem Erwerber schriftlich an­
zugeben 

1. spätestens bei der Ubergabe 

a) den Namen oder die Firma und die An­
schrift des Herstellers oder des Ver­
triebsunternehmens, 

b) den Düngemitteltyp mit den in der 
Rechtsverordnung nach § 3 festgelegten 
wertbestimmenden Bestandteilen, 

2. spätestens bei der Rechnungserteilung den 
tatsächlichen Gehalt an wertbestimmenden 
Bestandteilen, sofern es sich um ein mine­
ralisches Düngemittel handelt. 
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(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, daß der Verliußcrer bei der Uber­
gabe oder Rechmmgserleilung weitere, für die 
sachgerechte An wcndung des Düngemittels wesent­
liche Angaben schriftlich zu machen hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die in 
§ 2 Abs. 2 bezeichneten Düngemittel sowie für 
Mengen unter 50 kg mit Ausnahme von Bodenimpf­
mitteln, Bodenwirkstoffen und Düngemitteln, die 
nur Spurennährstoffe enthalten. 

§ 5 

(1) Soweit es zur Uberwachung des Verkehrs mit 
Düngemitteln erforderlich ist, können die von der 
Landesregierung bestimmten Behörden bei Betrie­
ben, die Düngemittel anbieten, feilhalten, verkaufen 
oder sonst in den Verkehr bringen, 

1. Proben fordern oder entnehmen, 

2. Auskunft über die Herkunft der Bestände 
verlangen, aus denen die Proben entnom­
men sind, 

3. geschäftliche Unterlagen einsehen und 
prüfen. 

(2) Personen, die von der zuständigen Behörde 
beauftragt worden sind, Proben zu fordern oder zu 
entnehmen, Auskünfte zu verlangen oder geschäf t­
liche Unterlagen einzusehen oder zu prüfen, dürfen 
die Geschäftsräume und -grundstücke betreten. 

(3) Die Inhaber der Betriebe oder deren Vertreter 
sind verpflichtet, die geforderten Proben zu geben 
oder entnehmen zu lassen, die verlangten Auskünfte 
zu erteilen, die geschäftlichen Unterlagen vorzu­
legen und ihre Prürung sowie das Betreten von 
Geschäftsräumen und -grundstücken zu dulden. Das 
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein­
geschränkt. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be­
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 6 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, insbesondere ein 
GE!schäfts- oder Betriebsgeheirrrnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes beauftragter Verwaltungsangehöriger oder 
Sachverstä.ndiger bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Tüter gegen Ent~relt oder in Ab­
sicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, oder verwertet er das 
Geheimnis unbefugt, so ist die Strafe Gefängnis bis 
zu zwei Jahren. Daneben kunn auf Geldstrafe 
erkannt werden. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen dem Verbot des § 2 Düngemittel 
gewerbsmäßig anbietet, feilhält, verkauft 
oder sonst in den Verkehr bringt, 

2. die durch § 4 Abs. 1 vorgeschriebenen 
schriftlichen Angaben unterläßt, 

3. die sich aus § 5 Abs. 3 ergebenden Pflichten 
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungs­
mäßig erfüllt, 

4. einer Vorschrift einer nach § 3 Abs. 3 oder 
nach § 4 Abs. 2 erlassenen Rechtsverord­
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver­
ordnung auf diese Bußgeldvorschrift ver-

. weist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld­
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 5000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

(3) Düngemittel, die Gegenstand einer Zuwider­
handlung nach Absatz 1 Nr. 1 oder 4 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 3 sind, können eingezogen werden. 
§ 18 Abs. 4, §§ 19 bis 26 des Gesetzes über Ord­
nungswidrigkeiten gelten entsprechend. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver­
jährt in zwei Jahren. 

§ 8 

Für Düngemittel, deren gewerbsmäßige Herstel­
lung und gewerbsmäßiger Absatz nach der Verord­
nung über künstliche Düngemittel vom 3. August 
1918 (Reichsgesetzbl. S. 999), zuletzt geändert durch 
die Verordnung über künstliche Düngemittel vom 
17. April 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 415), genehmigt 
worden sind, gelten die Beschränkungen des § 2 
Abs. 1 nicht während der Geltungsdauer der Geneh­
migung. Die Genehmigung erlischt spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Bis zum 
Erlöschen der Genehmigung hat der Veräußerer bei 
der Ubergabe die in der Genehmigung festgesetzten 
Bezeichnungen und wertbestimmenden Bestandteile 
anzugeben; § 4 Abs. 1 findet insoweit keine An­
wendung. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord­
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, frelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uber lei tungsgesetzes. 
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§ 10 

(1) Dieses Gesetz tritl mit Ausnc1hme der §§ 3 
und 4 Abs. 2 drei Monale nach dem Ta~Je der Ver­
kündung in K rnft. Gleichzeitig treten die Verordnung 
über künstliche Düngemittel vom 3. August 1918 
(Reichsgesetzbl. S. 999), zuletzt geändert durch die 

Verordnung über künslliche Düngemittel vom 

17. April 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 415), und die Be­
kanntmachung über Garten- und Blumendünger vom 
1. April 1926 (Reichsanzeiger Nr. 79 vom 6. April 
1926) sowie alle weiteren zur Durchführung, Ände­
rung oder Ergänzung ergangenen Vorschriften außer 
Kraft. 

(2) §§ 3 und 4 Abs. 2 dieses Gesetzes treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende· Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 14. August 1962 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Strauß 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Schwarz 
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Verordnung über Getränkeschankanlagen 
(Getränkeschankanlagenverordnung) 

Vom 14. August 1962 

Auf Crund des § 24 und des § 24 d Satz 3 der 
Gewerbeordnung, zuletzt gelindert durch das Gesetz 
zur Anderung des Arzneimittelgesetzes vom 
25. Juli 1961 (ßundesDesetzbl. l S. 1076), verordnet 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes­
rates: 

§ l 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für Getrünkeschank­
die ~wwerblicbc~n Zwecken dienen. Sie gilt 

;rnd1 für Anla9cn, die nichl gewerblichen Zwecken 
dtenen, sofern die Anlagen im Rahmen wirtschaft­
licher Unternehmungen Verwendung finden oder 
soweit es der Arbeitsschutz erfordert. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Anlagen zum 
/\t1s'.;chank ;von I-leilwi.issern, von Milch, :tvlagcrmilch 
m1<l Buttermilch. Sie gilt ferner nicht für Anlagen 

,l\usschank von heißen Getriinken, mit Aus­
n„thme: der Getr~inkcuu t.omu l<!n. 

§ 2 

Begriffshesli1mnung 

Getränkeschankanlagen im Sinne dieser Ver­
sind Anlagen, durch die unter Verwendung 

ci !l(,S dem Cetrlink<~behüHer von außen zugeführten 
oder durch Pumpe erzeugten Förderdrucks oder 
unter Verwendung von Leitungen Getränke ausge­
schenkt werden; zu d()ll Getrünkeschankanlagen ge­
hören auch Schanktische und Spülvorrichtungen so­
wie Räume, in denen die an die Getränke­

angeschJossern~n Get.rünkcbül1ülter lagern. 

(2) Zu den Anlagen nach Absatz 1 gehören ins­
besondere die Getri:i.nkdeilungen einschließlich der 
Prü!vorrichlun9cn, die Anstichvorrlchtungen, Drei­
wqJhühnc, Miscl1,1qqregate, Kühlvorrichtungen, 
Z;1rturrnatmen, Druckleil.Lrn~Jen, Druckmesser, Rück­
schlagsicherungen und Druckminderer einschließlich 
der Sichcrlwits- und Absperrventile. 

(3) Zur Getränkesdwnkunlage gehören nicht die 
Drnckgasbehül ler. 

§ 3 

Technische Vorschriften und Regeln der Technik 

Celränkc~schankanlagen müssen nach den für sie 
auf Grund des § 24 Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbeordnung· 
erlassenen technischen Vorschriften und im übrigen 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
errichtet und belriehen werden. 

§ 4 

Getränkeförderung 

Der r~ördcrdruck darf nur durch Kohlensäure oder 
Flüssirikeilspumpen erzeugt werden. 

§ 5 

Erlaubnis 

(1) Der Betrieb einer Getränkeschankanlage so­
wie jede wesentliche Änderung einer in Betrieb 
genommenen Getränkeschankanlage bedürfen der 
Erlaubnis der nach Landesrecht zuständigen Behörde 
(Erlaubnisbehörde). 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Ge­
tränkeschankanlage den Vorschriften dieser Ver­
ordnung entspricht und durch den Betrieb der Ge­
tränkeschankanlage Gefahren für die Beschäftigten 
und Dritte nicht zu befürchten sind. Die Erlaubnis 
kann zum Schutze der Beschäftigten und Dritter 
vor Gefahren beschränkt, befristet und mit Auflagen 
verbunden werden. 

(3) Eine wesentliche Änderung im Sinne dieser 
Verordnung liegt insbesondere vor bei 

1. Einbau zusätzlicher Getränkeleitungen oder 
Leitungsabzweigungen, 

2. Einbau von Druck.minderem, Sicherheits­
ventilen oder Prüfvorrichtungen, 

3. Auswechselung des Schanktisches. 

(4) Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis ist 
schriftlich zu stellen. Dem Antrag sind Unterlagen 
beizufügen, aus denen Anordnung, Aufbau und Ar­
beitsweise der Getränkeschankanlage sowie Art 
und Beschaffenheit der vVerkstoffe und Anlageteile 
ersichtlich sind; die Getränkeart ist anzugeben. 

§ 6 

Anzeigepflicht für Getränkeschankanlagen 
zum vorübergehenden Betrieb 

Der Betrieb einer Getränkeschankanlage auf 
Jahrmärkten, Volksfesten oder ähnlichen Veranstal­
tungen von vorübergehender Dauer sowie wesent­
liche Änderungen an einer solchen Getränkeschank­
anlage bedürfen nicht der Erlaubnis. Die Getränke­
schankanlage darf nur in Betrieb genommen 
werden, wenn die Absicht der Inbetriebnahme der 
Erlaubnisbehörde spätestens drei Tage vorher 
schriftlich angezeigt worden ist. 

§ 1 

Anzeigepflicht für Getränkeautomaten 

Der Betrieb eines Getränkeautomaten bedarf nicht 
der Erlaubnis. Der Getränkeautomat darf nur in 
Betrieb genommen werden, wenn die Absicht der 
Inbetriebnahme der Erlaubnisbehörde schriftlich 
angezeigt worden ist. 

§ 8 

Zulassung 

(1) Druckminderer, Sicherheitsventile, Rückschlag­
sicherungen, Hähne für Getränkeleitungen, Zapf-
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bühne, Ze,1prucrätc, Mischaggregate, Prüfvorrichtun­
gen, Leitungs- und Fußunschlußteile, Getränke­
automalcn, FI üssigkeitspumpcn und Reinigungs­
vorricht ungcn dürfen nur verwendet werden, wenn 
die Dauart auf Antrug des Herstellers oder Ein­
führers von der nach Landesrecht zuständigen 
Beliörde (Zulassungsbehörde) zugelassen ist und 
die Anla~J(:leilc mit einem Zeichen und einer 
Numnwr versehi:n sind, die von der Zulassungs­
bchörd(: b(,sli rnml werden. 

(2) Dl!r Anlragstt:llcr hi::lt den Anlageteil auf seine 
Kosten durch die von der zuständigen obersten 
Landeslwhörde anerkannte Prüfstelle prüfen zu 
lassc)n. DN J\nLrngstellf:r 11,ü der Prüfstelle eine 
Schnitlzcichnung, eine Bct11Leschreibung und eine ße­
schreiblm9 dc:r Arbeitsweise des Anlageteils in Je 
drei Stücken sowie ein Musterstück, auf Verlangen 
der Prüfstelle rnehrere Muslerstücke, einzureichen. 

(J) Die Prüfstelle hat den Getrtinkeschankanlagen­
ausschuß anzuhören·. Sie teilt der Zulassungsbehörde 
düs Er9ebnis der Prüfung mit einem Vorschlag für 
das Zeichen und die Nummer mit. 

(4) Die Zulassung ist zu erteilen, wenn der An­
lagetctl nach seiner Bauart, einschließlich der Art 
der Ausführung, den Anforderungen dieser Verord­
nung entspricht. Die Zulassung kann beschränkt, 
befristet und unter Auflagen und Bedingungen er­
teilt werden. Die Zulassungsbehörde übersendet 
dem Getränkc·schankanlagenausschuß eine Abschrift 
ihrer Entscheidung. 

(5) Die Zular;sungsbehörde kann bei der Zu­
lassung von Gelrünkeau lomaten und Zapfgeräten 
aus besonderen Gründen Ausnahmen von der Vor­
schrift des § 4 gewühren, wenn der Schutz der Be­
schiiftig lcn und DrHIN gcwci.hrleistet ist. 

(6) Rc-iniqtrn~Jsmit.tel für Anlageteile, die mit Ge­
tränken in Berülirung kommen, dürfen nur ver­
wendet werden, wenn sie auf Antrag des Her­
stellers oder Einführers von der Zulassungsbehörde 
Zll~Jclasscn sind und ihre Verpackung mit einem 
Zeichen und einer Nummer versehen ist, die von 
der Zulassungsbehörde bestimmt werden; die Ab­
sätze 2 bis 4- finden entsprechende Anwendung. 
Reinigungsmittel, die in den technischen Vorschrif­
ten ausdrücklich zugelassen sind, bedürfen keiner 
Zulassung nach Satz 1. 

§ 9 

Reinigung 

(1) Die Gel ränkcschankanlagen sind sauber zu 
halten. 

(2) Anlagct.eile, die abwechselnd mit Getränken 
und mit der Luft in Berührung kommen, sind täglich 
mindestens einmal zu reinigen. 

(3) Die Getränkeleitungen einschließlich ihrer Zu­
behörteile sind vor Inbetriebnahme, unverzüglich 
nach Außerbetriebnahme und bei Wechsel der 
Getränkeart, Bierleitungen mindestens alle 14 Tage, 
7U reinigen. 

(4) Die Anstichvorrichtungen sind unverzüglich 
nach HerausnaJime aus dem Faß zu reinigen. 

§ 10 

Abnahme und Uberwachung 

(1) Erlaubnisbedürftige Getränkeschankanlagen 
unterliegen 

1. vor Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb 
einer Abnahmeprüfung, 

2. nach Inbetriebnahme, mindestens einmal 
jährlich, Prüfungen, deren Termin im 
voraus nicht bekanntgegeben wird, 

3. aus besonderem Anlaß Prüfungen, die die 
zuständige Behörde anordnet. 

(2) Getränkeschankanlagen nach §§ 6 und 7 unter­
liegen Prüfungen nach behördlicher Anordnung. 

(3) Die Prüfungen nimmt die nach Landesrecht 
zuständige Behörde (Dberwachungsbehörde) vor. 

§ 11 

Betriebsbuch 

'(1) Wer eine Getränkeschankanlage betreibt, hat 
ein Betriebsbuch nach dem in der Anlage enthalte­
nen Muster zu führen und das Buch an der Betrieb­
stätte aufzubewahren. Er hat nach jeder Reinigung 
von Getränkeleitungen unverzüglich den Tag und 
die Art der Reinigung und die gereinigte Leitung 
in das Betriebsbuch einzutragen und die Eintragung 
durch denjenigen schriftlich bestätigen zu lassen, 
der die Leitung gereinigt hat. 

(2) Wer einen Getränkeautomaten betreibt, hat 
ferner einen Abdruck der Zulassungsurkunde sowie 
die Bedienungs- und Reinigungsanleitung an der 
Betriebstätte aufzubewahren. 

§ 12 

Zustämli9e Behörden für Anlagen auf Seeschiffen 

Erlaubnis-, Dberwachungs- und Aufsichtsbehörde 
für Get1änkeschankanlagen an Bord von Seeschiffen 
ist die nach § § 102 und 102 a des Seemannsgesetzes 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Seemannsgesetzes vom 25. August 
1961 (Bundesgesetzbl. II S. 1391) zuständige Be­
hörde. 

§ 13 

Technischer Ausschuß 

(1) Bei dem Bundesminister für Wirtschaft wird 
der Deutsche Ausschuß für Getränkeschankanlagen 
(Getränkeschankanlagenausschuß) gebildet. Er :,etzt 
sich aus folgenden sachverständigen Mitgliedern 
zusammen: 

Vertreter des Bundesministers für Wirt­
schaft, 

Vertreter des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung, 

Vertreter des Bundesministers für Gesund­
heitswesen, 

9 Vertretern der Landesregierungen aus den 
fachlich beteiligten Ressorts, darunter einem 
Vertreter des Senats von Berlin, 

Vertreter der Prüfstelle, 

Vertreter der Vv'issenschaft, 
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4 Verlretern der Hersteller, 

2 Vertretern des Hotel- und Gaststätlen­
gewerbes, 
Vertreter des Deutschen Brauerbundes, 

Vertreter des Deutschen Braumeister- und 
Malzmeisterbundes, 

1 Vertreter der Reiniger und Instandhalter, 

1 Vertreter der Träger der gesetzlichen Un­
fallversichenmg, 

Vertreter der Gewerkschaften. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft beruft die 
Mitglieder des /rnsschusses und für jedes Mitglied 
einen Stellvertreter. Die Vertreter der Landes­
regierungen und ihre Stell vcrtreter beruft er auf 
Vorschlug des Bundesrates. 

(3) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung 
und wtihlt den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die 
Geschäftsordnung und die Wahl des Vorsitzenden 
bedürfen der Zustimmung des Bundesministers für 
Wirtschaft. 

(4) Die Mitglieder des Ausschusses und ihre 
Stellvertreter üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

§ 14 

Ubergangsbestimmungen 

(1) Die Getrünkeschankanlagen müssen bis zum 
Erla13 der technischen Vorschriften auf Grund des 
§ 24 Abs. l Nr. 3 der Cewerbeordnung nach den 
technischen GrundsJl.zen für Einrichtung und Betrieb 
von Gelränkeschankanlagen vom 16. Dezember 1941 
(Ministerialblatt des Reichswirtschaftsministeriums 
S. 464), geändert durch die Bekanntmachungen des 
Bundesministers für Wirtschaft vom 3. Januar 1952 
(Ministerialblatt des Bundesministers für Wirtschaft 
S. 12) und vom 20. Juni 1952 (Ministerialblatt des 
Bundesministers für Wirtschaft S. 185), errichtet und 
betrieben werden. Die zuständige Behörde kann aus 
besonderen Gründen Ausnahmen zulassen, wenn 
der Schutz der Beschäftigten und Dritter gewähr­
leistet ist. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung er­
teiite Erlaubnis gilt als Erlaubnis im Sinne dieser 
Verordnung. Auf Grund dieser Verordnung kann 
die Erlaubnisbehörde nachträglich Auflagen anord­
nen, wenn dies zur Verhütung oder Beseitigung von 
Gefahren für Leben oder Gesundheit der Beschä.f­
tlgten und Dritter notwendig ist. 

(3) Ist vor Inkrafttreten dieser Verordnung eine 
Getränkeschankanlage ohne behördliche Erlaubnis 
in Betrieb genommen oder wesentlich geändert wor­
den, so darf die Anlage auf die Dauer von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung ohne 
Erlaubnis weiter betrieben werden. Wird innerhalb 
dieses Zeitraumes ein Antrag nach § 5 gestellt, so 
darf die Anlage bis zur Entscheidung über diesen 
Antrag weiter betrieben werden. 

(4) Ist vor Inkrafttreten dieser Verordnung ein 
Getr5nkeautomat in Betrieb genommen worden, so 
darf er nach Ablauf von drei Monaten nach Inkraft­
treten dieser Verordnung nur weiter betrieben 
werden, wenn die Absicht der Fortführung des Be-

triebes der Erlaubnisbehörde schriftlich angezeigt 
worden ist. Absatz 2 Satz 2 findet Anwendung. 

(5) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung er­
teilte Zulassung gilt als Zulassung im Sinne des § 8 
dieser Verordnung. Die Zulassung kann zurück­
genommen werden, wenn dies zur Verhütung oder 
Beseitigung von Gefahren für Leben oder Gesund­
heit der Beschäftigten und Dritter notwendig ist. 

(6) Auf Anlageteile, die nach der Polizeiverord­
nung über Getränkeschankanlagen vom 22. Oktober 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 676) ohne Zulassung ver­
wendet werden durften, ist § 8 Abs. 1 bis zum 
31. Dezember 1964 nicht anzuwenden. Auf Getränke­
automaten, die nach der Polizeiverordnung über 
Getränkeschankanlagen ohne Zulassung verwendet 
werden durften und die vor dem 31. August 1962 
hergestellt worden sind, ist § 8 Abs. 1 nicht anzu­
wenden. Denjenigen, die diese Anlageteile, ein­
schließlich der Getränkeautomaten, verwenden, kön­
nen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 2 Auflagen erteilt werden. 

(7) Bis zum Ablauf von sechs Monaten nach In­
krafttreten dieser Verordnung darf an Stelle des 
Betriebsbuches der Anlage ein Prüfungsbuch nach 
§ 7 Abs. 2 der Polizeiverordnung über Getränke­
schankanlagen geführt werden. 

§ 15 

Straftaten 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der Vorschrift des § 4 über die Getränke­
förderung zuwiderhandelt, 

2. eine Getränkeschankanlage ohne die nach 
§ 5 Abs. 1 erforderliche Erlaubnis betreibt 
oder wesentlich ändert , 

3. eine Getränkeschankanlage auf Jahrmärk­
ten, Volksfesten oder ähnlichen Veranstal­
tungen von vorübergehender Dauer ohne 
die nach § 6 Satz 2 erforderliche Anzeige 
betreibt, 

4. einen· Getränkeautomaten ohne die nach 
§ 7 Satz 2 oder nach § 14 Abs. 4 Satz 1 er­
forderliche Anzeige betreibt, 

5. entgegen § 8 Abs. 1 ein Anlageteil verwen­
det, dessen Bauart nicht zugelassen ist,. 

6. entgegen § 8 Abs. 6 ein Reinigungsmittel 
verwendet, das nicht zugelassen ist, 

7. den Vorschriften des §. 9 Abs. 2 bis 4 über 
die Reinigung der Getränkeschankanlagen 
zuwiderhandelt, 

8. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 kein Betriebs­
buch nach dem vorgeschriebenen Muster 
führt, 

9. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 2 die Reinigung 
von Getränkeleitungen nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig in das Betriebsbuch 
einträgt, 

10. entgegen § 11 Abs. 2 den Abdruck der Zu­
lassungsurkunde oder die Bedienungs- und 
Reinigungsanleitung nicht an der Betrieb­
stätte aufbewahrt oder 
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11. einer schrifllidH_m Auflage nach § 5 Abs. 2 
Sdtz 2, § 14 Abs. 2 Sillz 2 oder Abs. 4 Satz 2 
ocler Abs. 6 Sü Lz 3 nicht nachkommt, 

wird nach § 14B Abs. 1 Nr. 2 der Gewerbeordnung 
bestraft. 

(2) vVcr durch die Tat vorsützlich oder leicht­
ferlig Leben odc!r Gc)stmdhcit von Menschen gefähr­
det, wird nach § 147 Abs. 1 Nr. 2 a der Gewerbeord­
nung bestraft. 

(3) Eine Zuwi<forhandlung nach Absatz 1 Nr. 11 
ist nur strafbar, wenn in der Auflage ausdrücklich 
auf die Sl:rnfvorschriften der Gewerbeordnung ver­
wic~s(~n ist. 

§ 16 

Ermächtigung zum Erlaß technischer Vorschriften 

Die Ermächtigung zum Erlaß technischer Vor­
schriften für Gelränkcschankanlagen nach § 24 
Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbeordnung wird auf den 
Bundesminister für Wirtschaft übertragen. 

Bonn, den 14. August 1962 

§ 17 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber­
leilungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel XIV des Vier­
ten Bundesgesetzes zur Anderung der Gewerbe­
ordnung vom 5. Februar 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 61) auch im Land Berlin. 

§ 18 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt einen Monat nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Polizeiverordnung über 
Getränkeschankanlagen vom 22. Oktober 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 676) außer . Kraft, soweit sie 
nicht bereits außer Kraft getreten ist. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Blank 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
Dr. S c h w a r z h au p t . 
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Betriebsbuch 

für eine 

Getr änkeschankanlage 
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Anlage 
(zu§ 11) 
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Bezeichnung des Betriebes und Betriebsortes 

Name des Unternehmers 

ßei Wt~chsel des Unternehmers 

Name des Unternehmers seit 

Name des Unternehmers seit 

Name des Unternehmers seit 
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An 

in 

Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zum Betrieb einer Getränkesdrnnkanlage 

............................................................... , den ......... .-.................................... .. 

Bc!I r.: Erlaubnis zum H<drieb einer Getränkeschankanlage 

Ich bcanlragc, mir 1wch § 5 der Getränkeschankanlagenverordnung die Erlaubnis zum Betrieb einer 

GelrJnk<)schankanlagc zu erteilen. 

Die Gelr~i11kcsdli:lnkil11l<1qc soll bei 

bC'lriebcn werden. 

I. Arl der Anlaqe 

1. Bierschankanldqc~ 

2. Sonslige Anlü9c 

4. 

(Name) 

(Orl) (Straße, Nr.) 

(Name oder Firma des Unlernehmeis in Dlocksduifl) 

(Ort) 

Art und Beschreibung der Anlage 

(Gill nichl für Getränkeautornate.n) 

(Z.ttl.-ZPicl1Pn 
11ud Nummer) 

(Jforsl.-Nr.) (Typen bez.) 

(Straße, Nr.) 

(Art d. Gcir­
Behaller,) 
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II. Bcschrc~ibunq dc)r ;\nlt1cJc 

l. Z<1hl Ulld Art der Cr I r;\11k(']cilunr1cn 

2. Zc1hl der Lcilun~Js<1bzwci~Jt111qcn ........ . 

Zulc1ss1rnut,zc~ichicn und Nu11111H,r . 

3. Zcthl der Zilplh~ihnc 

4. Art der Prüfvorrichlun\JC'll 

Zul.-Zc!idwn und Nu1nmcr 

5. SichNhci Lsvorrich Lunqcn 

a) Druckmindcrcr 

1„ 

2„ 

3„ 

Zul.-Zc,ichen 
untl Nummer 

b) Sicherhei Lsvcnlile 

1. 

2. 

3 .... 

Zul.-Zeiclwn 
untl Nummer 

c) Rückschlagsicherungen 

Anzahl .... 

Zul.-ZPichcn und Nummer 

d) Druckmesser 

llersteller 

I-:Iersteller 

Anzahl ............................... , Mc)ßbereich 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

.. ................................. Art 

Typen­
bezeichnung 

Typen­
bezeichnung 

.......... atü, zulässiger Betriebsüberdruck ................................ atü 
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Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zum Betrieb einer Getränkeschankanlage 

(Durchschrift) 

................................................. , den ................. . 

An 

in ............... .. 

Betr.: ErLrnbnis zum Betrieb einer Getränkeschankanlage 

Tch bcun Lril(J<!, mir n11ch § 5 der Getränkeschunkanlagenverordnung die Erlaubnis zum Betrieb einer 

Getrifokeschankünla~Je zu erteilen. 

Die Cctrünk('Schankanlogc soll bei 

betrieben werden. 

I. Art der Anlu90 

1. Bierschankanlage 

2. Sonstige Anlüge 

3. Zc1pf9eri.il 

4 . ..... . 

(Name) 

(Ort) (Straße, Nr.) 

(Name oder Firma des Unternehmers in Blockschrift) 

(Ort) 

Art und Beschreibung der Anlage 

(Gilt nicht für Getränkeautomaten) 

(Straße, Nr.) 

(Zul.-Z,\ichen 
und Nummer) 

(Herst.-Nr.) (Typcnbez.) (Art d. Getr.-
Behälters) 
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II. Beschreibung der Anlaqe 

1. Zahl und Art der GE:triinkdeitungc'n 

2. Z,1hl der Leilungsabzweigunqen 

Zulassungszeichen und Nummer 

3. Zuhl der Zapfhiihne 

4. Art der Prüfvorrichtungen 

Zul.-Zeichen und Nummer 

5. Sich rarhE'i tsv orrich tunqen 

a) Druc.kminderer 

Zul.-Zeichen 
und Nummer Hersteller 

1. 

2. 

~ 
J. 

b) Sicherheits VE·nlile 

Zul.-Zeichen 
und Nummer HP1steller 

1. 

2. 

3. 

c) Rückschlagsicherungen 

Anzahl 

Zul.-Zeichcn und Nummer 

d) Druckmesser 

Anzahl ...... , Meßbereich 

-4-

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Herstellunqsnummer 
und -jahr 

. . . . . . . . . . . 1 . . . . . 

Typen­
bezeichnung 

Typen­
bezei c-hn ll!HJ 

atü, zulässiqer Betriebsüberdruc.k atü 



Anwe'sPnd: 

1. Cdr~ink('iirl: 

Nr. 35 -- Tug der Ausgc1be: Bonn, den 24. August 1962 

- 5 ---

Niederschrift über die Abnahmeprüfung 
(gill nichl für Getränkeautomaten) 

2. Dc!r Fcirdc,rclruck wird durch Kohlensi.iure --- Flüssigkeitspumpe _ _:_ 
erzeuqt. 

573 

3. Die Drmk111c•s~;c;i- 11,ilH,n ein<, Skalcneinteilung von ·-·· ....... -.... bis ........... alü und bei ..... -................. _ atü 
Ubr•1druck eine, rlc11llid1<~ rote Marke. Sie können von der Schankstelle aus - durch Zwischendruck­
m1,s:-;<~r nicht h<:olrnchlct werden. Sie geben zu -- keinen - folgenden -- Beanstandunuen 
Anlaß: 

4. Zur Anldf]ci qd1örcn 
Wcrk:-;lolf der Lcitunqcn 

.... Leitunqsabzweigungen. 

Die C:c,lrii11kclr!iLu1HJ<'J1 sind nicht 
h,llwn r'i1wn i1111r,1c11 Durchmesser von 

vorschrittsmäßiq verlegt und - nicht - laufend 1Jeziffert und 
mm. 

5. Die! Priifvorrichtunqc·n trüqf~n die in der Beschreibung auf Seile 4 angegebene Kennzeichnung. Sie geben 
:;:u kr•i1H~11 fol(J(: 1Hlen Ucanslc1THlm1gcn Anlaß: 

G. Die t<i'1hlvorrjchl unq bcslehl uns zylindrisch --- nach --- gewickelten Schla.ncren mit --- mi:,sc:hineller --
Eis Raum Kühlung. 

7. Dir! C('lrü11kcb<!li;iilcr wcnkn im Keller -- ErdgQschoß -- Nebenraum - unter der Schankstelle - auf­
bcw,1hrt. 

B. Die Scllilnksll:lk(n) und die Spülvorrichtung befinden sich für Gäste - nicbt - sichtbar im 

9. Druckrnindc,n~r, Sicherlwilsvcnlile und Rückschlagsicherungen tragen die in der Beschreibung auf Seite 4 
anqc,~Jelic)nc' Kc,nnzcichnunq. Sie geben zu -- keinen --foJ9enden -- Beanstandungen Anlaß: 

10. Die KohlcnsJurefluschc(n) ist -- sind - nicht - befestigt und - nicht -- gegen \!Värmeeinwirkung 
gcschülzt. 

11. Die) vcrwenddc(n) J(unstsloffleillmg(en) - ist - sind -- Meter 

lang und lrüqt I rnqcn keine --- folgende(s) Zulüs-;unqszc1chen: 

12. Im übri9<~n ~Jilb die Ccf.rctnkeschankanlage zu - folgenden - keinen -- Beanstandungen Anlaß: 

13. Die Anla9c wurde am errichtet von 

....... ··-···· ···············--····-··········• den 

(UnlPrschrifl des Prüfers) 
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Die Erlaubnis Zlllll Bt,lridi cl"r Cclr~ink()schankanlage wird nach Feststellung der vorschriftsmäßigen 
Beschaffenheit der Anlage hiermit erteilt. 

Bcschr~i n ktmUl!n, nc~ f rislu nqcn, All rl0gen: 

Eine Zuwiderhandl unq gc'uen fol9c!ncle A uflage(n): ............. . 

wird nach § 16 der 

Getränkeschankanlc1~;cnverorclnung in Verbindung mit §§ 147 und 148 der Gewerbeordnung bestraft.*) 

Die Verwaltun9sgc~bühr bctröut ............................................................................................ DM . 

................................................ , den ............................................... . 

*) Soll diP Z11widn1hi1ncllunq qeq<'n eirw /\uflaqe strafbar sein, so ist die Aufluqe im einzelnen zu bezeichnen 



!\nw(~scnd: 

1. Gctrünkcarl.: 

Nr,35 -- Tag der Ausgabe:Bonn,den 24.August 1962, 

Niederschrift über die Abnahmeprüfung 
(gilt nicht für Getränkeautomaten) 

2, Der Förd(!rdruck wird durch Kohlensliure -- Flüssigkeitspumpe 
erzeugt. 

515 

(Durchschrift) 

3, Die Druckmesser haben eine Skaleneinteilung von ...... . .......... bis ....................... atü und bei ........................ atü 
Uberdruck eine deutliche rote Marke. Sie können von der Schankstelle aus - durch Zwischendruck­
messer nicht -- beobachtet werden. Sie geben zt: keinen - folgenden Beanstandunqen 
Anlaß: 

4. Zur Anlc1ge gehören 
Werkstoff der Leitungen 

... .... Getränkeleitungen mit ....... Leitungsabzweigungen . 

Die Getrünkelcitungen sind -- nicht - vorschriftsmäßig verlegt und -- nicht -- laufend beziffert und 
haben einen inneren Durchmesser von ....................... mm. 

5. Die Prüfvorrichlungcn lrngen die in der Beschreibung auf Seite 4 angegebene Kennzeichnung. Sie geben 
zu --- keinen --- folgenden Bci.rnslandungen Anlaß: 

6. Die Kühlvorrichtun9 bcsleht <1us zylindrisch - flach - gewickelten Schlangen mit - maschineller 
Eis c......... Raum -- Kühlung. 

7. Die GctrJnkc!behüller wc,rclcn im Keller - Erdgeschoß - Nebenraum -- unter der Schankstelle auf­
bewahrt. 

8. Die Schunkslellc(n) und die Spülvorrichtung befinden sich für Gäste -- nicht - sichtbar im 

9. Druckrnindercr, Sichcrhcilsvcntile und Rückschlagsicherungen tragen die in der Beschreibung auf Seite 4 
angegdwnc Kcnnzcidrnun9. Sie geben zu - keinen - folgenden - Beanstandungen Anlaß: ....... 

10. Die Kohlcnsüurc!luschc(n) isl 
geschützt. 

sind -- nicht - befestigt und - nicht - gegen Wärmeeinwirkung 

11. Die verwcndete(n) Kunststoffleitung(en) - ist - sind - Meter 
li:mg und -- lrägt -- trngcn - keine -- folgende(s) Zulassungszeichen: 

12. Im übrig<'.11 gab die Gclr~inkeschankc1nla.ge zu - folgenden - keinen - Beanstandungen Anlaß: 

13. Die Anlaqc wurde i!Tll errichtet von 

............... , den 

(Unterschrift des Prüfers) 
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Die l:rl,rnlrnis zu1n Bl\l ri<•li d1·1 Ge! nach Fcststellun9 der vorschriftsmäßio,cn 
Besd1af!P11l1<'il d(ir 1\11lil~JC hicrmil Prlt!ilL 

BcscltrLi11k11111J(::1, lkdrislu1HJ!'tl, J\u[l,HJ,•n: 

I::inc Zuwidcrl1<111dlt111q ~J<·'J,in Johi<'ndc• A 11 ilaqc(n): 

Celrdnkcsd1c1nk;rnL1qenvcrordnunq in Vc, ilinclun~r mit *§ lA? und 

wird nach § 16 (br 

dPr Ge"1verbeordnm1g bestraft. ·i 

1)1\1 

. ·····-···• den················--·· 

*l Soll /.tiv .. ,id ·1!.d1Hli11nq in1 l1 in/~'• 1 f1C:n zu b1;:~zeichnet~. 



An 

in 

Bc•Lr.: ;\11z(•ir;,: r/('! :11i,c 11i1 :,11,1i,11,c ('ll1t"i Cclri;.nkcc1lltot1,.r,ten 

/uL d,•~; /\t1Lo111.1lc:1: 

Ty [.H·11 hc·1.1·i drnu 11c1: 

li1•r,,[1•iln: 

l lcrc,ic:llunq,;,1t1n1rn(·r: 

il<l"n1c) 

dll f cw„ Lf: 11 l ,vcrtl c n. 

511 

Anzeige der Inbetriebnahme 
einc=•s Cetränkeautomaten 

.... , dt;n 

i,S trnfle, :\ r.) 

i Unlerschrifl) 

:/Oli) (Straße, Nr.) 
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An 

in 

13clr.: Arn:ciqc der Inh<>i ric-bnahme eines Gctrünkeautori.1aten 

Anzeiae der Inbetriebnahme 
eines (3etränkeautomaten 

(Durchschrift) 

.... , den 

Ich bectbsichti~J<', folq<)tlllc!n Cel.rünkcautomal.en in Betrieb zu nehmen: 

Art des Aulomdten: 

Gelr~inkeart: 

f7ördcrclruck wird c~rzcuqL d11 rch: 

Art cles Gclrünkcbehiilit)rs: 

Typenbezcjdmun~J: 

H erste! 1 er: 

[-icrsf Pllunqs ja h r: 

HcrstelI unq.,;nummer: 

Zulassun~rs-Zeichen und Nummer: 

Der Getrlinkcutllomal. soll bei 

(Name) 

(Ort) (Straße, Nr.) 

aufg-estellt werden. 

(Unterschrift) 

(Name oder Firma des Unternehmers in Blockschrift) 

(Ort) (Straße, Nr.) 
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An 

in 

Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zu einer wesentlichen Änderung 

....... , den 

Betr.: Frlmilmi,•, zu einer l!V('sentlichen .Änderung einer Getränkeschankanlage 

Ich bccJnl.filqc, mir mich § 5 der Getr;.inkeschankanlagenverordnung die Erlaubnis zu einer wesentlichen 
Änderung der seit dem ..................... betriebenen Getränkeschank-
an lc1ge zu erteilen. 

1. In der Anl,l~JC soll(en) 

a) zusützlich Gctränkeleitung(en) aus 

b) zusützlich Leitun9sabzweigungen 

c) ................................................ Druck.minderer 

Zul.-Zeichl)Il 
und Nummer Hersteller 

d) Sicherheitsventile 

Zul.-Z<!ichen 
und Nummer Hersteller 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Herstell t1_ngsn ummer 
und -jahr 

e) Prüfvorrichtung(en), Art, Zulassungszeichen und Nummer: 

eingebaut werden. 

2. Der Sd1ü.nktisch soll ausgewechselt werden. 

3. Andere wc~.;entliche Änderungen: .... 

(Unterschrift) 

(Ort) 

Typenbezeichnung 

Typenbezeichnung 

(Straße, Nr.) 
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{Dun.hschrif-t) 

................................................................ , den ............................................... . 

An 

in 

Bdr.: Lrl,1t 1l>11is ,'.11 cin<'r wc·,(•11llici1<),JJ i\11derung einer Getränkeschankanlage 

Die um ............. beantragte Erlaubnis zu einer wesentlichen Änderung 

Ihrer in ............................... ,, ................ . 

seit dlcm . ..................................................... betriebenen Getränkeschankanlage 

wird hiermit erleill.. 

B(!schrünkun9cn, Befrislunq<'n, A ullagen: ... 

........................................................................................ ,, ................ . 

EiPP Zuwiderhandlung gegen folgende Auflage(n): ... "., ..................... ., ............................... . 

wird nach § 16 der Gctrlinkeschc11ll~<1nla9c!!lvernrdnung in Verbindung mit §§ 147 und 148 der Gewerbe­
ordnung bestraft.•) 

Die Vcrwaltunqsqebühr b('.lräqt ............ , .............................. DM . 

................................. ............................... , den .......... . 

•) So!! die Z11widerhc,rl(Ht11H! sLr,dhar ~,c-in, so ist die Auflage im einzelnen zu bezeichnen. 
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:\ n 

in 

Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zu einer wesentlichen Änderung 

(Durchschrift) 

............... , den ....................................... .. 

n(• 1r.: [rlcwl,nls z11 l'i1wr 1vcsentlichen Änderung einer Getränkeschankanlage 

Ich bcilnl ril<Jc, mir n,1ch § 5 der Getri.inkeschankanlagenverordnung die Erlaubnis zu einer wesentlichen 
,:\nclcrun(J der seil dem ......................................................................... betriebenen Getränkeschank-
anl<19t! zu erteilen. 

1. In der Anlage soll(cn) 

d) Zllsiilzlich 

b) w~,;i 1,lich 

c) 

Gelri.inkcleitm1g(en) aus 

Lei ,un9sa bzwei gungen 

Drud.minderer 

Zul.-Zc,iclwn 
uocl Nummer Hersteller 

d) Si chcrh f'iisventile 

Zu l.-Zcichcn 
11nd Nu,nnwr Hersteller 

Herstellungsnummer 
und -jahr 

Herstellungsnummer 
und-jahr 

Typenbezeichnung 

Typenbezeichnung 

c) Pri_dvorrichtung(cn), Art, Zulassungszeichen und Nummer: ......................... . 

cin~Jcbc1ul W('rclcn. 

2. Der ~;d1,1n!:l.i:c:cil soll illlsqcwcchselt werden. 

3. AIHkrc \\t'St'Jit]iche A11tlcnmuen: ... 

(Unterschrift) 

(Ort) (Straße, Nr.) 
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10 -

.................... , den 

An 

in 

B<itr.: Erlaubnis zu ei ncr wcsentl ichcn Änderung einer Getränkeschankanlage 

Die am ......... . beantragte Erlaubnis zu einer wesentlichen Änderung 

Ihrer in .......... . 

seit dem ..... . . ..................................................... betriebenen Getränkeschankanlage 

wird hiermit erteilt. 

Beschränkungen, Befrislungen, Auflagen: ................................................. . 

EiriP Zuwiderhandlung gegen folgende Auflage(n): ........ . 

wird nach § 16 der Getrünkeschankanlagenverordnung in Verbindung mit §§ 147 und 148 der Gewerbe­
ordnung bestraft.•) 

Die Verwaltungsgebühr betr~igt ........ DM . 

............................ , den 

•) Soll die Zuwidcrhandlttll<J 'l"<Jnn c·inci J\11fi,HJe slruflrnr sein, so ist die Auflage im einzelnen zu bezeichnen. 

Vermerk der Schriflleitung: ,,Die vorstehenden vier Seiten 
wiederholen sich 9mol, wobei jcwejJs die VorderscUe der Durch­
scluift die Seitenzahl 11 bzw. 13, 15, 17, 19, 21, 23, 25, 27, die 
Rü.ckseite die Seitenzahl 12 bzw. 14, 16, 18, 20, 22, 24, 26, 28 
trägt." 
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Bericht über eine Prüfung der Getränkeschankanlage 

1. A nwc,,;cncl: 

2. Die Gc,lrJnkcsch,lnkdnldqc: w,ir nicht - in Betrieb, 

3. Wcsenlliche i\ndmwHJc:n wurden - nicht - festgestellt: 

4. Die Kohlc!n~,i.i ure:ffo:;chc'(n) war(cn) - nicht - befestiqt und - nicht - gegen Wärmeeinwirkung 
geschC1l.zt. 

5. Der --- die - Druckmindcrcr mil Zulassungszeichen und Nummer 

gc1b(l'n) zu ---- kcirwn --- folqcndcn -- Beanslanclungen Anlaß: 

6. Das --~ clic; SidH,rheilsvcnlil(e) mit Zulassungszeichen und Nummer 

und der I Jcrf;U,llunqsnurnmcr ...... .. 

fJi:ib(c:n) zu --- kl'irwn -- Jolqcndcn --- Beanstandungen Anlaß: 

7. Der - - die --- Druckmesser gab(en) zu keinen folgenden -- Beanstandungen Anlaß: 

8. Die Gdrünkelcilunqen, Anslichvorrichtungen und Getränkebehälter gaben zu keinen - folgenden 
Beans1.undungen Anlaß: 

9. Der schrillliche Nachweis der vorgeschriebenen Reinigung ist -- nicht - vorschriftsmäßig geführt. 

10. Der Cdüjnkcau!,ornat und seine Zubehörteile gab(en) zu folgenden - keinen - Beanstandungen Anlaß: 

11. Die vcrwcndclc(n) Kuns!s!offlcilunrJ(cn) - ist - sind - ............... Meter 

lang uncl ---- Lrägl --- tragen -- keine -- folgende(s) Zulassungszeichen: ........... . 

12. Der Schunk iisch die Spülvorrichlun~J(en) - die Kühlanlage - die Getränkeleitung(en) - der Ge-

tränkclugcrruurn - . .. ........................................................................... war(en) - nicht - sauber: 

13. Im übrigen gab die Celränkcschankanlage zu - folgenden - keinen -- I!eanstandungen Anlaß: 

....... , den 

(Unterschrift des Prüfers) 
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Raum für weitere Eintragungen 



1. Anwesend: 

Nr. 35 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 24. August 1962 
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Bericht über eine Prüfung der Getränkeschankanlage 

(Durchschrift) 

2. Die Getränkeschankanlage war -- nicht - in Betrieb. 

3. Wesentliche Anderungen wurden - nicht - festgestellt: 

587 

4. Die Kohlensäureilasche(n) war(en) - nicht - befestigt und - nicht - gegen Wärmeeinwirkung 
geschützt. 

5. Der - die - Druckminderer mit Zulassungszeichen und Nummer 

und der Herstellungsnummer 

gab(en) zu - keinen - folgenden - Beanstandungen Anlaß: 

6. Das - die - Sicherheitsventil(e) mit Zulassungszeichen und Nummer 

und der Herstellungsnummer 

gab(en) zu - keinen - folgenden - Beanstandungen Anlaß: 

7. Der - die - Druckmesser gab(en) zu - keinen - folgenden - Beanstandungen Anlaß: 

8. Die Getränk 3 Jeitungen, Anstichvorrichlungen und Getränkebehälter gaben zu keinen 
Beanstandungen Anlaß: 

folgenden 

9. Der schriftliche Nachweis der vorgeschriebenen Reinigung ist - nicht - vorschriftsmäßig geführt. 

10. Der Getränkeautomat und seine Zubehörteile gab(en) zu folgenden - keinen - Beanstandungen Anlaß: 

11. Die verwendete(n) Kunststoffleitung(en) - ist - sind - Meter 

lang und - trägt - tragen - keine - folgende(s) Zulassungszeichen: 

12. Der Schanktisch 

tränkelagerraum -

die Spülvorrichtung(en) 

13. Im übrigen gab die Getränkeschankanlage zu 

die Kühlanlage die Getränkeleitung(en) der Ge-

.. war(en) - nicht - sauber: 

folgenden - keinen Beanstandungen Anlaß: 

.. , den 

(Unterschrift des Prüfers) 
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Nachprüfungen 

Vermerk der Schriftleitung: ,,Dje vorstehenden Seiten wieder­
holen sich 9mal, wobei jeweils die Vorderseite der Durch­
schriften die Seitenzahl 31 l;nw. 33, 35, 37, 39, 41, 43, 45, 47, die 
Rückseite die Seitenzahl 32 bzw. 34, 36, 38, 40, 42, 44, 46, 48 
trügt." 



Taq clc~r 
H cini ~l u llfJ 
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:, .. 
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Reinigungsnachweis 

fü,1/('ichnung der gcn>.inigten 
Getr;inkelcitungen (Nr.) Art der Reinigung 

589 

Unterschrift 



Tag der 
Reinigung 
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--- 50 -

Reinigungsnachweis 

Bezeichnung der gereinigten 
Getri.inkclcitungen (Nr.) Art der Reinigung 

Vermerk der Sclnifllcj/ung: ,,Die vorstehenden zwej Seilen 
wiederholen sich 7mal jewcns mit den Seiten 51 bzw. 52, 53, 54, 
55, 56, 57, 58, 59, GO, 61, 62, 63, 64." 

Unterschrift 
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fadsd1e:i.dung des Bundesverfassungsgerichts 
zu§§ 1 bis 70 des baden--wihUemln~:rgischen Gesetzes über die Gemeindegerichtsbarkeit 

Aus dem Beschluß des Bundesvcrfassun9sgerichts 
vom 9. I\foi 1962 --- 2 BvL 13/60 -- in dem Verfahren 
wegen 

vcrfasstrnusrc:chtliclwr Prüfung der §§ 1 bis 70 des 
baden-württember9ischen GPsctzes über die Ge­
meindegerichtsbarkeit vom 7. März 1960 (Gesetz­
blatt für Baden-\Vürttemberg S. 73) 

öuf Antrag 

des Amtsgerichts Kehl 

wird gemctß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
dc1s Bundcsvcrfc1ssungsgcricht, zuletzt geändert durch 

Bonn, den 8. August 1962 

das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1665), nachfolgend der Entscheidungssatz ver­
öffentlicht: 

§ 11 Absatz 1 Satz 2 des baden-württembergischen 
Gesetzes über die Gemeindegerichtsbarkeit vom 
7. März 1960 (Gesetzblatt S. 73) ist mit Artikel 97 
Absatz 2 des Grundgesetzes unvereinbar und des­
halb nichtig. Im übrigen sind die §§ 1 bis 70 des 
Gesetzes über die Gemeindegerichtsbarkeit mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzeis über das Bundes­
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 

Strauß 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Gesetz über das Kreditwesen 

Aus dem Urteil clcs Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Juli 1962 - 2 BvF 4 5/61 - 2 BvF 1 - 2/62 -
in dem Verfahren weuen 

verfassungsrechtlicher Prüfung des Gesetzes über 
da.s Kreditwesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetz­
blatt I S. 881) 

auf Antrag 

1. der Landcsrenicrung des Landes Nordrhein­
Westfalen, 

2. des Senats der Freien Ifonsestadt Bremen, 

3. d(~r Landesregierung des Landes Hessen, 

Bonn, den 8. August 1962 

4. der Landesregierung des Landes Rheinland-
Pfalz 

wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das 
Bundesverf a.ssungsgericht, zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1665), nachfolgend der Entscheidungssatz 
veröffentlicht: 

Das Gesetz über das Kreditwesen vom 10. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881) ist mit dem Grund­
gesetz vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes­
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 

Strauß 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 9 Abs. 1 des Fremdrentengesetzes 

Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Juli 1962 -- 2 BvL 15-- 16/61 - in dem Ver­
fahren wegen 

verfassungsrechtlicher Prüfung des § 9 Abs. 1 des 
Fremdrentengesetzes in der Fassung von Ar­
tikel 1 des Fremdrcntr.m- und Auslarnisrenten­
Neuregelungsgesclzcs vom 25. Februar 1060 (Bun­
desgesetzbl. I S. 93) 

auf Antrag 

des Sozialgerichts Münster (Westfalen) 

wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert 

Bonn, den 8. August 1962 

durch das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1665), nachfolgend der Entscheidungs­
satz veröffentlicht: 

§ 9 Absatz 1 des Fremdrentengesetzes in der Fas­
sung von Artikel 1 des Fremdrenten- und Aus­
landsrenten-Neuregelungsgesetzes vom 25. Fe­
bruar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 93) ist mit dem 
Grundge1setz vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes­
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 

Strauß· 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 21 des Straßenverkehrsgesetzes 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 25. Juli 1962 - 2 BvL 4/62 - in dem Verfahren 
wegen 

das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1665) nachfolgend der Entscheidungssatz 
veröffentlicht: 

verfassungsrechtlicher Prüfung der §§ 6, 21 und 27 
des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsge­
setzes und des Gesetzes zur Sicherung des Stra­
ßenverkehrs vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 709) und des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Verkehrsrechts und Verkehrs­
haftpflichtrethts vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetz­
blatt I S. 710) 

§ 21 des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. Dezem­
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) in der Fassung 
des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts 
vorn 16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 710) ist mit 
dem Grundgesetz vereinbar, soweit er Zuwider-, 
handlungen gegen die über den Straßenverkehr 
zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit auf 
den öffentlichen Wegen oder Plätzen erlassenen 
Rechtsverordnungen mit Strafe bedroht. 

auf Antrag 
des Amtsgerichts Krefeld 

wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert durch 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes­
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 8. August 1962 

Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 

Strauß 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 49 der Straßenverkehrs-Ordnung 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 25. Juli 1962 - 2 BvR 355/62 - 2 BvR 174/62 -
in dem Verfahren über Verfassungsbeschwerden 
wird gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes üb€r 
das Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 8. September 1961 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1665), nachfolgend der Entscheidungs­
satz veröffentlicht: 

§ 49 der Straßenverkehrs-Ordnung in der Fas­
sung der Verordnung zur Änderung der Straßen­
verkehrs-Zulassungs-Ordnung und der Straßen­
verkehrs-Ordnung vom 24. August 1953 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1131) und der Bekanntmachung der 
Straßenverkehrs-Ordnung vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1166, 1201) und vom 29. März 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 271, 327) verstößt gegen 
Artikel 103 Absatz 2 und Artikel 104 Absatz l 
Satz 1 des Grundgesetzes und ist daher nichtig. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes­
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 8. August 1962 

Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 

Strauß 
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